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_ZWP Thema und Autorenköpfe – 
die „Neuen“ auf dem Portal

Neben der neuen Rubrik „ZWP Thema“, die jeden Mo-
nat ein anderes zahnmedizinisches Spezialgebiet in
den Fokus rückt, komplettiert ab sofort ein weiterer
Bereich das Menü des Nachrichtenportals – die soge-
nannten „Autorenköpfe“. Im umfangreichen Auto-

renlexikon werden alle Autoren und Referenten mit
eigenen Profilseiten gelistet, die für ZWP online und
der OEMUS MEDIA AG aktiv sind oder waren. Diese
Autoren- bzw. Referenten-Profilseiten enthalten
Foto, Adresse, Vita und eine Auflistung der veröffent-
lichten Beiträge und gehaltenen Vorträge mit ent-
sprechenden Links. Damit ist es jetzt möglich, beim
Lesen von Publikationen oder Programmheften in der
E-Paper-Funktion sofort die wichtigsten Informatio-
nen zum Autor bzw. Referenten abzurufen. Somit
steht den Nutzern von www.zwp-online.info mittel-
fristig eine außerordentlich umfangreiche Autoren-
Datenbank für die Dentalbranche zur Verfügung.

_In null Komma nichts zur gewünschten
Information

Auch die Suchfunktion auf www.zwp-online.info
wurde überarbeitet und kann nun locker mit den gro-
ßen Suchmaschinen wie Google & Co. konkurrieren.
Mit rekordverdächtigen 30 Millisekunden ist die Su-
che auf dem Portal jetzt noch leistungsfähiger und
schneller als je zuvor. Die User landen so mit ein paar
Klicks sofort bei den gewünschten News, Produkt-
neuheiten oder im Mediacenter – getreu dem Motto
des Portals „Finden statt Suchen!“_

_Das Bundesverfassungsgericht gab mit Beschluss
vom 01.02.2011 – 1 BvR 2383/10 – der Verfassungs-
beschwerde eines Facharztes für Mund-Kiefer-Ge-
sichtschirurgie statt. Es entschied damit, dass eine nur
verhältnismäßig geringfügige fachfremde Tätigkeit
nicht gegen die berufsrechtliche Regelung verstoße,
grundsätzlich nur in dem Gebiet der eigenen Gebiets-
bezeichnung tätig zu werden. 
In dem vom Bundesverfassungsgericht entschiede-
nen Fall betreibt der Beschwerdeführer, approbierter
Arzt und Zahnarzt sowie Facharzt für Mund-Kiefer-
Gesichtschirurgie, eine MKG-chirurgische Facharzt-
praxis, in der er nach eigenen Angaben pro Jahr ca.
3.600 Operationen im Mund-, Kiefer- und Gesichts-
bereich durchführt. Daneben ist er Geschäftsführer
einer Klinik für „Schönheitsoperationen“, die in der
Rechtsform einer GmbH betrieben wird und deren al-

leinige Gesellschafterin seine Schwester ist. Der
MKG-Chirurg ist in dieser Klinik auch ärztlich tätig
und operiert dort nach eigenen Angaben pro Jahr
etwa 400- bis 500-mal. Dabei beträgt der Anteil der
Operationen im Mund-, Kiefer- und Gesichtsbereich
nach seiner Einschätzung 90 % der Kliniktätigkeit.
Seit dem Jahr 2001 führt der MKG-Chirurg aber auch
Operationen zur Veränderung der Brust (Einsetzen
von Brustimplantaten) sowie Bauch- und Oberarm-
straffungen durch. 
Gegenstand der Verfassungsbeschwerde war ein Ur-
teil des Hamburgischen Berufsgerichts für die Heilbe-
rufe vom 09.12.2009 – 42 H 3/08 – sowie das nachfol-
gende Berufungsurteil des Hamburgischen Berufs-
gerichtshofs für die Heilberufe vom 30.06.2010 – 6 Bf
60/10.HBG –. Das Hamburgische Berufsgericht  für
die Heilberufe hatte dem MKG-Chirurgen wegen Ver-
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stoßes gegen § 31 Abs. 3 des Hamburgischen Kam-
mergesetzes für die Heilberufe und gegen § 2 Abs. 8
der Berufsordnung der Hamburger Ärztinnen und
Ärzte einen Verweis erteilt und ihm eine Geldbuße
vom 1.500 Euro auferlegt. Die Berufung gegen dieses
Urteil hatte der Hamburgische Berufsgerichtshof für
die Heilberufe zurückgewiesen. Gegen diese beiden
Entscheidungen legte der MKG-Chirurg Verfassungs-
beschwerde ein. Mit seiner Verfassungsbeschwerde
rügte er eine Verletzung von Art. 3 Abs. 1 (Allgemeiner
Gleichheitssatz) und Art. 12 Abs. 1 GG (Berufsfreiheit). 
§ 31 Abs. 3 des Hamburgischen Kammergesetzes für
die Heilberufe (HmbKGH) und § 2 Abs. 8 der Berufs-
ordnung für die Ärztinnen und Ärzte Hamburgs 
regeln den Grundsatz, dass Fachärzte nur in dem 
eigenen Fachgebiet tätig werden dürfen. Dieser
Grundsatz wird auch als das Verbot fachfremder 
Tätigkeit formuliert. 
Das Bundesverfassungsgericht entschied, dass die
von den beiden Gerichten gewählte Auslegung des
§ 31 Abs. 3 HmbKGH unverhältnismäßig sei und den
Beschwerdeführer in seiner durch Art. 12 Abs. 1 GG
geschützten Berufsfreiheit verletze. Aus Sicht des
Bundesverfassungsgerichts hatten die beiden Ge-
richte zwar zutreffend den Zweck des § 31 Abs. 3
HmbKGH darin gesehen, die besonderen Kenntnisse
und Fähigkeiten eines Facharztes auf seinem Gebiet
zu erhalten und damit die Qualität der fachärzt-
lichen Tätigkeit zu sichern. Auch sei die ärztliche Tä-
tigkeit im Rahmen des Einsetzens der Brustimplan-
tate, der Bauch- und Oberarmstraffungen fach-
fremd. 
Für das Bundesverfassungsgericht ist es jedoch zur
Gewährleistung des durch die Facharztausbildung
erreichten Leistungsstandards eines Facharztes
nicht erforderlich, selbst geringfügige fachfremde
Tätigkeiten auszuschließen. Es sei nicht nachvoll-
ziehbar, warum sich die Fähigkeiten und Kenntnisse
auf dem Gebiet der fachärztlichen Tätigkeit durch
eine fachfremde Tätigkeit verschlechtern sollten,
die in einem nur sehr geringen Umfang ausgeübt
wird. Vielmehr sei davon auszugehen, dass die mit
der Vorschrift bezweckte Schulung der das jeweilige
Facharztgebiet betreffenden Fähigkeiten bereits
dadurch erreicht wird, dass die fachärztliche Tätig-
keit den deutlich überwiegenden Umfang der 
Gesamttätigkeit ausmacht. Würde das Verbot der
Tätigkeit außerhalb des jeweiligen Fachgebiets 
ausnahmslos und unbeschränkt gelten, ergäben 
sich Wertungswidersprüche im Verhältnis zu Ärz-
ten mit mehreren Facharztbezeichnungen oder
Medizinern, die nur in Teilzeit tätig seien.
Eine Rechtfertigung des Eingriffs in die Berufsaus-
übungsfreiheit des betroffenen MKG-Chirurgen er-
gibt sich nach Ansicht des Bundesverfassungsge-
richts auch nicht aus anderen Gemeinwohlbelan-
gen. Insbesondere der Patientenschutz erfordere es
nicht, einem bestimmten Fachgebiet zugeordnete

Behandlungen durch Ärzte dieses Fachgebiets
durchführen zu lassen. Die Qualität ärztlicher Tätig-
keit werde durch die Approbation nach den Vor-
schriften der Bundesärzteordnung sichergestellt.
Eine andere Sichtweise würde bei Ärzten ohne Fach-
arzttitel dazu führen, dass diese praktisch gar nicht
mehr ärztlich tätig sein könnten, weil die fachärzt-
lichen Bereiche das Spektrum ärztlicher Tätigkeit in-
zwischen weitgehend abdeckten.
In Anwendung dieser Grundsätze hielt das Bundes-
verfassungsgericht die berufsrechtliche Verurtei-
lung des MKG-Chirurgen wegen Verstoßes gegen
Art. 12 Abs. 1 GG für nicht zulässig. Nach den eige-
nen Angaben des MKG-Chirurgen betrage der Anteil
an fachfremden Operationen an der Gesamtzahl der
jährlich durchgeführten Operationen weniger als
zwei Prozent. Selbst wenn man eine höhere Zahl von
200 fachgebietsfremden Operationen – wie von der
zuständigen Ärztekammer angeführt – annehme,
liege der Anteil der fachfremden Operationen bei
unter fünf Prozent und bewege sich damit noch im
geringfügigen Bereich. 
Eine generelle Aussage dazu, wo die Geringfügig-
keitsgrenze hinsichtlich der Zulässigkeit fachfrem-
der Tätigkeiten liegt, traf das Bundesverfassungsge-
richt nicht. Die Grenze ist den Ausführungen des Ge-
richts zufolge jedenfalls bei einem operativen Anteil
fachfremder Tätigkeiten von unter fünf Prozent
nicht überschritten. Weitere Einzelfallentscheidun-
gen hierzu werden folgen müssen. Dies gilt in be-
sonderem Maße für die Ausübung bestimmter fach-
fremder Tätigkeiten in großen ärztlichen Einheiten
wie überörtlichen Berufsausübungsgemeinschaf-
ten und MVZ. Auch lässt der Beschluss letztlich die
Frage unbeantwortet, wie „fremd“ die fachfremde
Tätigkeit denn sein kann. In dem entschiedenen Fall
ging es jeweils um operative Tätigkeiten. Es bleibt zu
hoffen, dass nicht erst die Haftungsrechtsprechung
die Frage entscheidet, ob der im Sinne des Allge-
meinwohls generell geforderte (fach-)ärztliche
Standard etwa auch von einem fachfremd neuro-
chirurgisch tätigen Facharzt für Innere Medizin ge-
wahrt werden kann. Es stellt sich sodann die Frage,
ob die Ausübung zahnärztlicher Tätigkeiten durch ei-
nen Arzt als „fachfremd“  im Sinne der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts angesehen
werden kann, sodass sie in  geringfügigem Umfang
auch ohne zahnärztliche  Approbation zulässig wäre.
In jedem Fall öffnet der Bundesverfassungsgerichts-
beschluss vom 01.02.2011 bereits jetzt die Tür zur
 Flexibilisierung der Fachgebietsgrenzen. Wie groß der
Türspalt wirklich ist und ob er weiter geöffnet wird,
bleibt abzuwarten._
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Weitere interessante Beiträge unter der
Rubrik Wirtschaft und Recht auf: 
www.zwp-online.infoi


